
Einladung zur Bürger- und  
Einwohnergemeindeversammlung  
der Gemeinde Eptingen 
 

Donnerstag, 25. Juni 2026  
Schulstrasse 5, 4458 Eptingen 
 

19.30 Uhr Bürgergemeinde 
20.00 Uhr Einwohnergemeinde 
 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
  

Amtliches Publikationsorgan der Gemeinde Eptingen 

Gemeindeverwaltung    Telefon: 062 299 12 62 
Schulstrasse 5     Fax:  062 299 00 14 
4458 Eptingen     E-Mail: gemeinde@eptingen.ch 
      Internet: www.eptingen.ch  
Öffnungszeiten: 
Schalter: Mo:  09:00 - 11.00 Uhr / 14:00 - 18:30 Uhr  

 Di:  09:00 - 11:00 Uhr / 14:00 - 16:00 Uhr 
oder nach telefonischer Vereinbarung     

 
Telefon: Mo:  09:00 - 11.00 Uhr / 14:00 - 18:30 Uhr  

 Di:  09:00 - 11:00 Uhr / 14:00 - 16:00 Uhr 
 Mi / Fr:  09:00 - 11:00 Uhr   

 

mailto:gemeinde@eptingen.ch
http://www.eptingen.ch/
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Traktanden der Bürgergemeindeversammlung 

1. Genehmigung des Protokolls der Bürgergemeindeversammlung vom 
21. November 2025 

2. Vorlage und Genehmigung der Rechnung 2025 
3. Verschiedenes                                                                   

 
 
 
Traktanden der Einwohnergemeinde 

1. Genehmigung des Protokolls der Einwohnergemeindeversammlung 
vom 26. März 2026 

2. Vorlage und Genehmigung der Rechnung 2025 
3. Kredit über 150'000 Franken für den Erwerb der Parzelle 1029 
4. Mutation Zonenplan – Umzonung Parzelle 1142 in ÖW-Zone 
5. Unterstützung Gemeindeinitiative «Baselland finanziert die Universi-

tät Basel gleich wie andere Kantone (IUV-Initiative)» 
6. Verschiedenes 
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Ausführungen zu den Traktanden der Bürgergemeindeversammlung 
 

Genehmigung des Protokolls der Bürgergemeindeversammlung vom 
21. November 2025 Traktandum Nr. 1 
 

Gestützt auf §5 des Verwaltungs- und Organisationsreglements der Gemeinde Eptin-
gen, beantragt der Gemeinderat der Versammlung nur das Beschlussprotokoll zu ver-
lesen. Das Beschlussprotokoll wurde im Mitteilungsblatt Dezember 2025 publiziert und 
über die Gemeinde News App veröffentlicht. 
Das ausführliche Protokoll kann während den Schalterstunden auf der Gemeindever-
waltung eingesehen werden.  
 
Der Gemeinderat beantragt, nur das Beschlussprotokoll zu verlesen und das Proto-
koll der Bürgergemeindeversammlung vom 21. November 2025 zu genehmigen. 
 

Vorlage und Genehmigung der Rechnung 2025  
  Traktandum Nr. 2 
 

Die Rechnung 2025 schliesst bei einem Ertrag von CHF 26'303.95 und einem Aufwand 
von CHF 5'647.59 mit Ertragsüberschuss von CHF 20'656.36 ab. Budgetiert wurde ein 
Aufwandüberschuss von CHF 1'120. Die detaillierte Jahresrechnung 2025 kann auf der 
Gemeindeverwaltung bezogen, oder auf der Website www.eptingen.ch heruntergela-
den werden. 
 
Der Gemeinderat beantragt, die vorliegende Rechnung 2025 zu genehmigen. 
  

http://www.eptingen.ch/
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Verschiedenes  
 Traktandum Nr. 5 
 

Der Gemeinderat informiert über aktuelle Themen. 
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Ausführungen zu den Traktanden der Einwohnergemeindeversammlung 

 

Genehmigung des Protokolls der Einwohnergemeindeversammlung vom 
26. März 2026 Traktandum Nr. 1 
 

Gestützt auf §5 des Verwaltungs- und Organisationsreglements der Gemeinde Eptin-
gen, beantragt der Gemeinderat der Versammlung nur das Beschlussprotokoll zu ver-
lesen. Das Beschlussprotokoll wurde im Mitteilungsblatt vom Mai 2026 und über die 
Gemeinde News App veröffentlicht. 
Das ausführliche Protokoll kann während den Schalterstunden auf der Gemeindever-
waltung eingesehen werden.  
 
Der Gemeinderat beantragt, nur das Beschlussprotokoll zu verlesen und das Proto-
koll der Einwohnergemeindeversammlung vom 26. März 2026 zu genehmigen. 
 

Vorlage und Genehmigung der Rechnung 2025  
  Traktandum Nr. 2 
 

Die Rechnung 2025 der Einwohnergemeinde schliesst wie folgt ab: 
 
Erfolgsrechnung 
Die Rechnung 2025 schliesst bei einem Ertrag von CHF 3'286'450.06 und einem Auf-
wand von CHF 3'268'162.73 mit einem Ertragsüberschuss (Gewinn) von CHF 18'287.33 
ab. Im Abschluss enthalten sind CHF 120'000 Vorfinanzierung für die Sanierung des Ge-
meindehauses. Budgetiert war ein Aufwandüberschuss (Verlust) von CHF 413’478. Der 
Gewinn wird auf das Eigenkapital vorgetragen. 
 
Die grössten Abweichungen zum Budget: 
Im Vergleich zum Budget ergeben sich mehrere signifikante Abweichungen: 
Bei den Lohnkosten konnten CHF 29'296 in der Verwaltung eingespart werden, bedingt 
durch Personalwechsel und den Einsatz von Quereinsteigern. Gleichzeitig verursachte 
der Einsatz einer vakanten Gemeindeverwalterstelle einen Mehraufwand von CHF 
41'215. Im Werkhof sanken die Lohnkosten um CHF 29'294, da Kündigungen erfolgten 
und die Neubesetzung erst im Folgejahr stattfand. 
Die Bildungskosten lagen deutlich unter dem Budget, nämlich um CHF 179'000. Dies ist 
insbesondere auf tiefere Personalkosten infolge personeller Veränderungen, den nicht 
gewährten Teuerungsausgleich sowie geringere Aufwendungen in verschiedenen 
Sachaufwandsbereichen zurückzuführen. Zudem führten höhere Rückerstattungen aus 
Krankentaggeldleistungen zu einer zusätzlichen Entlastung. 
Im Bereich Asylwesen wurden CHF 30'000 weniger Rückerstattungen erhalten, wäh-
rend der Aufwand der Positionen "Asylwesen" und "übrige Sozialwesen" zusätzlich um 
CHF 48'000 gestiegen ist. 
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Auf der Einnahmenseite gab es positive Abweichungen: 
Durch Unterhaltsarbeiten stiegen die Rückerstattungen durch Angehörige der Armee 
um CHF 13'489. 
Die Einnahmen aus Wasser- und Abwassergebühren erhöhten sich durch die stärkere 
Nutzung der Mineralquelle um CHF 16'286 bzw. CHF 19'830. Zudem konnten CHF 
10'800 mehr Einnahmen durch Wärmebezüger Dritter erzielt werden. 
Die positiven Abweichungen bei den Steuereinnahmen von CHF 150'912 sowie beim 
Ressourcenausgleich von CHF 53'138 trugen wesentlich zum besseren Ergebnis bei. 
 
Wasser  
Die Wasserrechnung schliesst mit einem Fehlbetrag von CHF 28'303 ab. Budgetiert war 
ein Fehlbetrag von CHF 63’269. Das Vermögen der Wasserkasse beträgt per Ende Jahr 
CHF 573’384. 
 
Abwasser 
Die Abwasserrechnung schliesst mit einem Überschuss von CHF 11’060 ab. Budgetiert 
war ein Überschuss von CHF 12’650. Grund für diese Abweichung sind nicht ausge-
führte Planungsarbeiten. Der Überschuss wurde dem Kapital der Abwasserkasse gut-
geschrieben. Dieses liegt per Ende Jahr 2025 bei CHF 1'890’292. 
 
Abfall 
Die Abfallkasse schliesst mit einem Fehlbetrag von CHF 4'511 ab. Budgetiert war ein 
Fehlbetrag von CHF 15'215. Das Vermögen der Abfallkasse beträgt per Ende Jahr CHF 
55'600.  
 
Die detaillierte Jahresrechnung 2025 kann auf der Gemeindeverwaltung bezogen, oder 
auf der Homepage www.eptingen.ch heruntergeladen werden. Zu Gunsten einer spe-
ditiven Behandlung des Traktandums beantwortet Ihnen die Verwaltung spezifische 
und detaillierte Fragen zur Rechnung 2025 gerne vorgängig per Mail oder telefonisch. 
 
Der Gemeinderat beantragt, die vorliegende Rechnung 2025 zu genehmigen. 
  

http://www.eptingen.ch/
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Kredit über 150'000 Franken für den Erwerb der Parzelle 1029  
  Traktandum Nr. 3 
 

Der Kanton Baselland hat der Gemeinde ein Angebot für den Erwerb der Parzelle 1029 
zum Preis von CHF 150'000.00 gemacht. Die Parzelle hat aktuelle bauliche Nutzung von 
657m2. Durch eine Abparzellierung der Gewässerzone könnte diese auf 762m2 erhöht 
werden. Die Kosten für die Abparzellierung wie auch die Geometerkosten wird der Kan-
ton übernehmen. 
 
An der Information anlässlich der letzten Gemeindeversammlung haben sich verschie-
dene EinwohnerInnen für den Kauf der Parzelle ausgesprochen. Hauptgrund war dabei, 
dass die Gemeinde kaum über eigene Parkplätze verfügt. 
 
Gemäss Gemeindeordnung braucht es für einen Grundstück- oder Liegenschaftskauf 
über CHF 100'000.00 die Zustimmung der Gemeindeversammlung. 

 
 
Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, dem Kredit über  

CHF 150'000.00 für den Kauf der Parzelle 1029 zuzustimmen. 



 

Seite 16 von 19 

 

 

Mutation Zonenplan – Umzonung Parzelle 1142 in ÖW-Zone  
 Traktandum Nr. 4 

Mit Verfügung vom 27. November 2025 teilte das Amt für Lebensmittelsicherheit und 
Veterinärwesen der Gemeinde Eptingen mit, dass die Nutzung der Obertlochquellen 
(85.51.B und 85.52.G) zur Trinkwasserversorgung in Eptingen per 30. Juni 2027 unter-
sagt sei. Dies, nachdem bei Probeentnahmen wiederholt und zuletzt im Juli 2025 Ver-
unreinigungen nachgewiesen wurden. Zur Gewährleistung der Trinkwasserversorgung 
muss die Einwohnergemeinde Eptingen daher eine neue Trinkwasseraufbereitungs-
Anlage errichten.  
Der Standort muss sich auf der Parzelle Nr. 1142 im Gebiet Obertloch befinden. Diese 
Parzelle liegt in der Wohn-/Geschäftszone WG2, in welcher allerdings diese Anlage 
nicht zulässig ist. Es braucht eine Umzonung in die Zone für öffentliche Werke und An-
lagen ÖW. Mit der vorliegenden Mutation des Zonenplans Siedlung sollen die raumpla-
nerischen Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass die Trinkwasser-Aufberei-
tungsanlage gebaut werden kann. 
In der Zwischenzeit ist das Mitwirkungsverfahren abgeschlossen, so dass das neue Pla-
nungsinstrument Zonenplan Siedlung, Mutation Wasserversorgung der Einwohnerge-
meindeversammlung zum Beschluss vorgelegt werden kann.  
 
Resultat Informations- und Mitwirkungsverfahren: 
Im Laufe des Mitwirkungsverfahrens sind keine Hinweise oder Wünsche aus der Bevöl-
kerung eingegangen.  
 
Antrag: 
Der Gemeinderat beantragt, die vorliegende Mutation des Zonenplans Siedlung zu be-
schliessen. Das zum Beschluss vorliegende Dokument (Zonenplan Siedlung, Mutation 
Wasserversorgung) kann zusammen mit dem orientierenden Planungsbericht zu den 
üblichen Schalterstunden auf der Gemeindeverwaltung eingesehen werden. Die Un-
terlagen können auch auf der Website www.eptingen.ch eingesehen werden.  
Nach der Beschlussfassung durch die Einwohnergemeindeversammlung unterliegt der 
Zonenplan Siedlung, Mutation Wasserversorgung der öffentlichen Auflage gemäss 
Raumplanungs- und Baugesetz. Es erfolgt eine entsprechende Publikation. 
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Unterstützung Gemeindeinitiative «Baselland finanziert die Universität Basel gleich 
wie andere Kantone (IUV-Initiative)  
 Traktandum Nr. 5 

 
Nach dem der Landrat die nicht formulierte Gemeindeinitiative «Für eine faire Beteili-
gung aller Kantone an der Universität Basel (Uni-Finanzierungs-Initiative» für teilungül-
tig erklärt hat, hat der Gemeinderat Rünenberg eine Folgeinitiative lancieren, um den 
Druck auf Regierung und Parlament aufrecht zu erhalten. 
 
Ausgangslage 

Angesichts anhaltender Defizite sah sich der Regierungsrat 2024 gezwungen, dem Kan-
ton einen Sparkurs zu verordnen. Gemäss seiner «Finanzstrategie 2025-2028» müssen 
nun während vier Jahren jedes Jahr beinahe 100 Mio. Franken gespart werden. Doch 
statt sich die wirklich grossen Budgetposten vorzuknöpfen, beschränkt sich der Regie-
rungsrat auf eine Vielzahl von mehr oder minder sinnvollen Massnahmen. 
Einer der grössten Budgetposten, den der Kanton seit Jahrzehnten praktisch unange-
tastet lässt, ist die Finanzierung der Universität Basel. Baselland und Basel-Stadt zahlen 
für ihre Studierenden an der Universität Basel pro Studierenden vier- bis fünfmal so 
viel wie die übrigen Kantone. Wenn die anderen Kantone sich gleichermassen wie die 
beiden Basel an den Kosten beteiligen würden, würde allein das Budget des Kantons 
Basel-Landschaft jährlich um rund 65 Mio. Franken entlastet. 
Da sie die sogenannte «Finanzstrategie» des Regierungsrats nicht mittragen, reichten 
am 20. August 2025 elf Gemeinden die nichtformulierte Gemeindeinitiative «Für eine 
faire Beteiligung aller Kantone an der Universität Basel (Uni-Finanzierungs-Initiative)» 
ein. Sie zeigt einen Lösungsweg anhand seit 2008 bestehender gesetzlicher Grundlagen 
auf Bundesebene auf und will den sinnlosen Verlust von Steuergeldern stoppen. Seit 
dem Jahr 2008 wuchs dieser auf über eine Milliarde Franken an. Das Ziel der Initiative 
ist der Abschluss eines Universitätsvertrags mit allen Kantonen bis spätestens Ende 
2029. Gezwungenermassen müsste der aktuelle Universitätsvertrag gekündigt werden, 
da sonst kein neuer Vertrag mit den anderen Kantonen geschlossen werden könnte. 
Der Regierungsrat stellte sich auf den Standpunkt, dass die Kündigung eines Staatsver-
trags ausschliesslich in seine Kompetenz falle. Auf Antrag des Regierungsrates be-
schloss daher der Landrat an seiner Sitzung vom 26. März 2026 mit 55:1 Stimmen, dass 
die Kündigungsklausel und damit ausgerechnet ein zentrales Element der Initiative un-
gültig sei. 
Der Wille, das Problem endlich entschieden anzugehen, scheint beim Kanton also wei-
terhin nicht vorhanden zu sein. Er hat nach dem Wegfall der Kündigungsklausel keinen 
zeitlichen Druck mehr, die Uni-Finanzierungs-Initiative bis Ende 2029 umzusetzen. Es 
braucht daher eine weitere Initiative, um den Kanton zum schnellen Handeln zu veran-
lassen. 
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Die «IUV-Initiative» 

Die neue Gemeindeinitiative «Baselland finanziert die Universität Basel gleich wie an-
dere Kantone (IUV-Initiative)» fordert, dass der Kanton Basel-Landschaft zu einer Fi-
nanzierung gemäss der interkantonalen Universitätsvereinbarung (IUV) zurückkehrt, 
sofern der Kanton bis Ende 2029 keine faire finanzielle Beteiligung aller Kantone an der 
Universität Basel zustande gebracht hat. Der Kanton Basel-Landschaft wäre dann in 
Zukunft nicht mehr Träger der Universität Basel, würde aber immer noch Beiträge ge-
mäss IUV bezahlen – wie die Kantone Aargau, Solothurn und Co. Der gleichberechtigte 
Zugang der Baselbieter Studierenden zur Universität Basel wäre laut Regierungsrat ge-
währleistet. Die potentiellen Einsparungen gegenüber dem Status quo würden weit 
über 100 Mio. Franken pro Jahr betragen.  
 
Die Gemeindeinitiative im Wortlaut: 

Gemeindeinitiative «Baselland finanziert die Universität Basel gleich wie an-

dere Kantone (IUV-Initiative)» 

Gestützt auf § 49 Abs. 1 lit. a der Kantonsverfassung stellen die unterzeich-

nenden Gemeinden des Kantons Basel-Landschaft folgendes Begehren 

(nichtformulierte Initiative nach § 28 Abs. 3 KV und § 65 Abs. 1 GpR): 

«Ist bis Ende des Jahres 2029 kein Vertrag über eine gemeinsame Träger-

schaft der Universität Basel aller Kantone mit an der Universität Basel Stu-

dierenden auf den Grundlagen der Neugestaltung des Finanzausgleichs und 

der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) und des Vertrags 

zwischen den Kantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt über die gemein-

same Trägerschaft der Universität Basel (SGS 664.1) zustande gekommen, so 

kehrt der Kanton Basel-Landschaft spätestens ab dem Jahr 2034 definitiv zu 

Beiträgen gemäss der interkantonalen Universitätsvereinbarung (IUV) zu-

rück. 

Ab dem gleichen Zeitpunkt darf der Kanton Basel-Landschaft keine weiteren 

Beiträge an die Universität Basel, ihre Immobilien oder an mit ihr verbun-

dene Organisationen mehr leisten. 

Vorbehalten bleibt eine Beteiligungsverpflichtung gemäss Art. 15 Abs. 1 Fi-

LaG (Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich).» 

Gesetzliche Bestimmungen: 

• Mindestens fünf Einwohnergemeinden können dieses Begehren stellen 

(§ 49 Abs. 1 KV). 
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• Es wird durch übereinstimmende Beschlüsse der Gemeindeversammlun-

gen bzw. der Einwohnerräte gefasst (§ 47 Abs. 1 Ziff. 17 bzw. § 115 GemG 

i. V. m. § 81a Abs. 1 GpR). 

• Der Rückzug dieser Initiative gilt als beschlossen, wenn das Begehren von 

so vielen Gemeinden zurückgenommen wird, dass das Quorum von 5 Ge-

meinden nicht mehr erfüllt ist (§ 81c Abs. 3 GpR). 

• Jede Gemeindeversammlung bzw. jeder Einwohnerrat kann dieses Begeh-

ren vorbehaltlos zurückziehen (§ 81a Abs. 2 lit. b GpR). 

• Die federführende Gemeinde ist Rünenberg (§ 81a Abs. 2 lit. c GpR). 

 

Das Ziel ist und bleibt eine faire Finanzierung gemäss der ursprünglichen Uni-Finanzie-
rungs-Initiative, aber die IUV-Initiative soll als Druckmittel verwendet werden, um die 
Umsetzung der Uni-Finanzierungs-Initiative zu unterstützen. 
 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, der Gemeindeinitiative 

«Baselland finanziert die Universität Basel gleich wie andere Kantone (IUV-Initia-

tive)» zuzustimmen. 

 
 

Verschiedenes  
 Traktandum Nr. 6 
 

Der Gemeinderat informiert über aktuelle Themen. 
 
 

 

 

 

 

Nach Abschluss der Bürger- und Einwohnergemeindeversammlung lädt der Gemein-

derat alle Teilnehmenden herzlich zum gemeinsamen Grill ein, um den Abend gemüt-

lich ausklingen lassen. 

DER GEMEINDERAT EPTINGEN 

 


